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Eine alte Karawanen-Handelsroute sorgt 
weltweit für große Verunsicherung: Die 

»neue« Seidenstraße, seit 2013 offizielle Inves-
titionsstrategie der VR China und seit 2016 
von der neuen Investitionsbank AIIB gestützt.  
Zentrale Motive sind Rohstoffhunger, Absatz-
märkte sowie sichere Handelsrouten. Nicht 
nur die USA und die EU entwerfen transregio-
nale Wirtschaftsblöcke, die VR China hat sich 
nun mit einem »eigenen« Masterplan positio-
niert. Die Seidenstraßenstrategie ist bisher 
nur ein diffuses Konzept, aber die ganze Welt 
spricht schon darüber.

In den 1990er Jahren verfolgte Peking die 
Strategie, Investitionen aus dem Ausland ein-
zuwerben. Seit dem Jahr 2000 ist es dazu über-
gegangen, chinesische Unternehmen offensiv 
zu Auslandsinvestitionen zu ermutigen – die 
»Going out«-Strategie war geboren.

China schuf Allianzen und handelte Frei-
handelsabkommen aus, insbesondere mit 
asiatischen Nachbarstaaten. Schritt für Schritt 
wurde der »Traum eines wiedererstarkten Chi-
nas«  – so der Slogan von Staatspräsident Xi 
Jinping zu seinem Amtsantritt im Jahr 2013 – 
in politische Praxis umgesetzt.

Zusammenführung  
regionaler Strategien
Die OBOR-Strategie ist Ergebnis zweier Ent-
wicklungen:

1. So hatte China nach dem Zerfall der 
Sowjet union die Beziehungen zu seinen 
Nachbarn überdenken müssen. 1996 regte 
Peking die Shanghai-Five-Group aus China, 
Russland und den drei neuen Staaten Kirgis-
tan, Kasachstan und Tadschikistan an. Daraus 
entstand 2001 die Shanghai-Organisation für 
Zusammenarbeit, der auch Usbekistan ange-
hört. Gemeinsam mit der russischen »Eurasi-
schen Wirtschaftsunion« (EAWU, Zusammen-
schluss Kasachstan, Russland, Weißrussland, 
Armenien, Kirgistan) ist sie eine wirtschaftlich 
mächtige Allianz.

2. Auf dem EU-China-Gipfel Ende Juni 
2015 in Brüssel beschlossen beide Seiten, ihre 
Zusammenarbeit mit der Gründung einer 
gemeinsamen »Konnektivitätsplattform« aus-
zuweiten. Damit werden zwei Flaggschiff-Pro-
gramme miteinander verbunden, die Investi-
tionsoffensive der EU, die den wirtschaftlichen 
Abschwung bremsen und Zahl der Beschäftig-
ten um bis zu 1,5 Millionen Arbeitskräfte stei-
gern soll, und die chinesische Seidenstraßen-
Initiative.

Besonders die Entwicklung der Infrastruk-
tur im europäischen Raum erfordert eine 
Gesamtplanung und einheitliche Standards. 
Es wurde eine Arbeitsgruppe aus Vertretern 
des Europäischen Fonds für strategische Inves-
titionen (EFSI, oder auch »Juncker-Plan«) und 
des chinesischen Silk Road Fonds gegründet. 
Der EFSI ist unter dem Dach der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) angesiedelt. Der EFSI 

kann Großprojekte finanzieren, bis 2020 sol-
len mindestens eine halbe Billion Euro mobili-
siert werden. Steuerzahler in Deutschland und 
Europa sollen, so der Plan, für die staatlichen 
Bürgschaftsprogramme der Investitionen haf-
ten. Auch chinesische Investoren können sich 
finanziell beteiligen.

Die Transportpolitik zählt zu den wichtigs-
ten strategischen gemeinsamen Politiken der 
EU. Die EU ist denn auch sehr an der eurasi-
sche Landbrücke interessiert, die durch den 
Ausbau von Eisenbahn- und Autobahnnetzen 
den Handel zwischen Europa und Asien inten-
sivieren könnte. Von vielen Beobachtern wird 
erwartet, dass China eine führende Rolle bei 
der Entwicklung der eurasischen Landbrücke 
einnehmen wird.

Diskrepanzen zwischen  
Selbst- und Fremdbildern
Die offizielle Präsentation der OBOR-Initia-
tive hatte unter internationalen Beobachtern 
zunächst für Verstörung gesorgt.

NGOs kritisieren, dass diese Strategie nur 
dem Abbau der Überkapazitäten Chinas (Bsp. 
Stahl) diene sowie klimaschädigende Inves-
titionen in fossile Energieträger forciere. 
Andere sehen einen Zusammenhang mit dem 
US-amerikanischen »pivot to Asia«, der Aus-
bau der sichtbaren Präsenz der USA in der 
Region. Sie interpretieren OBOR als Gegenge-
wicht zur geplanten »Transpazifischen Part-
nerschaft« (TPP). Die chinesische Regierung 
hingegen betont unablässig, dass OBOR weder 
als exklusiver, elitärer Staaten-Club konzipiert 
noch gegen andere Länder oder Staatengrup-
pen gerichtet sei.

Eine dritte Gruppe internationaler Ana-
lysten wiederum argumentiert, dass die 
OBOR-Pläne Chinas nationalen Entwick-
lungsinteressen dienten und nicht mit 
direkten globalen Machtansprüchen zu ver-
wechseln seien. So sieht der im März verab-
schiedete 13. Fünf-Jahres-Plan (2016–2020) 
umfassende Reform- und Restrukturierungs-
maßnahmen für das Wirtschaftssystem der 
VR China vor. Eine Umsteuerung weg von 
einem ressourcenintensiven Wachstum hin 
zu einer nachhaltigen Entwicklung zeich-
net sich ab. Auslöser dieser Umsteuerung 
in Richtung Nachhaltigkeit ist ein Bewusst-
sein für die negativen sozio-ökologischen 
Begleiterscheinungen des Wachstums sowie 
die Erfahrung der unmittelbaren Verwund-
barkeit der chinesischen Wirtschaft durch 
Krisen und Erschütterungen des globalen 
Wirtschafts- und Finanzsektors.

Dies hat einen Umbau der chinesischen 
Entwicklungsstrategie nach sich gezogen: Der 
neue Fünf-Jahres-Plan setzt auf Innovation 
(Stichwort: Made in China 2025) und den Aus-
bau des privatwirtschaftlichen Sektors. Um 
unabhängiger von »globalen« Wirtschafts- 
und Finanzmarktentwicklungen planen zu 

können und die Gefahr einer »Ansteckung« 
durch globale Krisen zu minimieren, soll der 
chinesische Renminbi zu einer internationa-
len, wenn auch weiterhin nicht frei konver-
tierbaren Währung aufgebaut werden. In den 
IWF-Währungskorb wurde der Renminbi im 
Herbst 2016 bereits aufgenommen. Auch beim 
Aufbau »neuer« Banken und Investitionsfonds 
unter chinesischer Ägide dürfte er eine wich-
tige Rolle spielen.

Doch jeder Schritt der VR China weckt 
»alte« und evoziert »neue« Bedrohungsper-
zeptionen, auch innerhalb Chinas: Das seit 
2013 laufende Experiment mit (derzeit noch 
lokal begrenzten) Freihandelszonen beispiels-
weise könnte zum Aufstieg Shanghais zu 
einem neuen Zentrum internationaler Ren-
mini-Transaktionen führen. Dann aber würde 
Hongkong seine Schlüsselrolle als aktuelles 
Finanzdrehkreuz für internationale Renminbi-
Geschäfte einbüßen. Die Führungsriege der 
Sonderverwaltungszone Hongkong betont, 
Hongkong sei aktiv in die von Peking entwor-
fenen OBOR-Netzwerke mit einzubinden. Es 

zeichnet sich schon jetzt eine sichtbare Ver-
schärfung der Konkurrenz zwischen den chi-
nesischen Provinzen und Wirtschaftsregionen 
ab.

Im Zuge der OBOR-Initiative fordert die 
VR China gleichberechtigte Mitsprache- und 
Mitgestaltungsrechte in den internationalen 
Institutionen ein. Wie der chinesische Außen-
minister betont, möchte China zur Harmonie 
einer globalen Symphonie beitragen. Ein har-
monisches Zusammenspiel aber setzt die Ein-
stimmung aller Beteiligten auf ein gemeinsa-
mes Referenzsystem voraus  – ob ein solcher 
»globaler« Wertekonsens, der auch die parti-
kularen innerchinesischen Interessen wider-
spiegelt, gefunden werden kann, bleibt abzu-
warten. Die folgenden Beiträge beleuchten die 
OBOR-Initiative unter politischen, ökonomi-
schen und sozio-ökologischen Gesichtspunk-
ten. Ziel ist es, die Multidimensionalität und 
die zahlreichen Facetten der Initiative aufzu-
zeigen und auf etwaige Gefahren oder Risiken 
hinzuweisen.

 Dr. Nora Sausmikat, Prof. Nele Noesselt

Auto-und Eisenbahnen werden  
die Kamele ersetzen: 
Rast einer Karawane am Karakorum,  
dem Herz der Seidenstraße  
(Foto: Flickr/fdecomite,  
Lizenz: CC BY 2.0, Febr. 2010)

Was ist OBOR?

Das Milliardenprojekt der »Neuen Sei-
denstraße«, auf Chinesisch »yi dai, yi 

lu« (»One Belt, One Road«, kurz OBOR), 
steht für ein interkontinentales Infrastruk-
turnetzwerk aus ländlichen und maritimen 
Seidenstraßen, das die wirtschaftlichen 
Verflechtungen zwischen China, dem asia-
tischen, afrikanischen und europäischen 
Raum intensivieren soll. Der Seeweg spielt 
dabei eine zentrale Rolle und verknüpft 
China über den Indischen Ozean mit Afrika. 
Transregionale Transportnetze (Eisenbahn, 
Hochgeschwindigkeitslinien, Straßennetze) 
sollen geschaffen, Häfen und Flughäfen 
ausgebaut beziehungsweise modernisiert 
werden. Zusätzlich sind zahlreiche Öl- und 
Gaspipelines sowie Telekommunikations-
netzwerke geplant. Wirtschaftsabkommen 
mit Kasachstan in Höhe von 20,5 Milliarden 
Euro, die Finanzierung der Nord-Südstra-
ßenverbindung in Pakistan für ca. 300 Mil-
lionen Euro oder auch die Beteiligung an der 
Eisenbahnverbindung zwischen Ungarn und 
Serbien sind Beispiele des neuen transregio-
nalen Netzwerkes.

OBOR ist seit 2013  Teil der offiziellen 
außenpolitischen Rhetorik Pekings. Die 
Staaten entlang der Seidenstraße fungieren 
als »Bausteine« in einem Netzwerk von Wirt-
schaftskorridoren und Freihandelszonen. Die 
Initiative umfasst derzeit insgesamt sechs 
Wirtschaftskorridore, die in den nächsten 
Dekaden kontinuierlich durch Infrastruktur-
projekte wachsen und wie Puzzleteile zusam-
mengefügt werden sollen.

65  Staaten sollen sich an OBOR beteili-
gen, gut die Hälfte der globalen Bevölkerung. 
Das Gesamtumsatzvolumen wurde 2015 mit 
ca. 1.100 Mrd. US-Dollar kalkuliert, was dem 
21-fachen Umfang des Marshallplans ent-
spricht. Finanziert werden soll das Projekt 
durch den New Silk Road Funds und die asia-
tische Infrastrukturinvestmentbank (AIIB).

Dabei ist die Idee einer wiederbelebten 
Seidenstraße nicht neu. In den 1990er Jah-
ren hatte die EU bereits ein Projekt initiiert, 
welches sich auf die historische Seidenstraße 
bezog. TRACECA wurde 1993 durch die EU, 
Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Kasach-
stan, Kirgistan, Tadschikistan, Turkmenistan 
und Usbekistan gegründet.  TRACECA steht für 
»Transport Corridor Europe-Caucasus-Asia« 
(»Verkehrskorridor Europa-Kaukasus-Asien«) 
und wird noch heute als »Seidenstraße des 
21 Jahrhunderts« bezeichnet. 2011 taufte Hil-
lary Clinton ein Hilfsprogramm der Vereinig-
ten Staaten für Afghanistan auf den Namen 
»New Silk Road Initiative«, welches später auf 
Zentral- und Südasien ausgedehnt wurde.

OBOR ist also nicht das erste Projekt, wel-
ches die die Seidenstraße aufgreift. China 
nutzt den positiv konnotierten Mythos der 
»Seidenstraße«, um die globalen Entwick-
lungspläne zu legitimieren.
 Sascha Andree, Genoveva Köhler, Tim Vogt

I



»Lean, clean and green« – Chinas neue Investitionsbank
Eine schlanke, saubere und grüne Bank versprach der amtierende Präsident der Asian Infrastruktur and Investment Bank (AIIB) 
Jin Liqun auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos im Januar dieses Jahres. Auf der Website der Bank wird bereits mit dem Slogan 
geworben. Kein aufgeblähter Apparat, verantwortungsbewusst, korruptionsfrei, und natürlich auch umweltbewusst.

Hier lohnt es sich, einen Blick in die im Februar dieses Jahres verabschiedeten Umwelt- und Sozialstandards (Environ-
mental and Social Framework, ESF) der Bank zu werfen, um die Erfolgsaussichten der sauberen und grünen Agenda der Bank 
einschätzten zu können.

Die USA werfen der AIIB vor, die in 
den letzten Dekaden etablierten 

Umwelt- und Sozialstandards nach 
unten abschmelzen, ein »race to the 
bottom« (Robert Wihtol 2015). Sie 
unterstellen Beijing außerdem, mit 
der AIIB in eine direkte Konkurrenz 
zur Weltbank und der Asiatischen 
Entwicklungsbank (ADB) zu treten. 
Entsprechend heftig protestierten 
die USA gegen die Mitgliedschaft 
europäischer Länder in der AIIB, wie 
Deutschland und Großbritannien.

All diese Vermutungen widerle-
gen sich aber durch den Fakt, dass 
die Weltbank und die ADB eng mit 
der AIIB zusammen arbeiten und 
viele Projekte kofinanzieren.

Umwelt- und Sozialstandards 
sind Vorgaben, die sich Banken 
für die Finanzierung von Projekten 
geben. Diese internen Verfahrens-
vorschriften sind zwingend not-
wendig, um Mensch und Umwelt 
vor den potentiell negativen Effek-
ten von Infrastrukturprojekten 
zu schützen. Die Erfahrung 
zeigt, dass zu niedrige, bezie-
hungsweise unzureichend 
umgesetzte oder kontrol-
lierte Standards, zu massiven 
Menschenrechtsverletzun-
gen und Umweltverschmut-
zungen führen.

Befürchtet wird, dass sich 
Entwicklungs- und Investi-
tionsbanken im Werben um 
Kreditnehmer gegenseitig 
in Bezug auf diese Standards 
unterbieten. Sollte die AIIB 
keine angemessenen Stan-
dards verwenden, könnten 
sich die Infrastrukturpro-
jekte nicht nur negativ auf 
die Umwelt, Arbeits- und 
Menschenrechte auswirken, 
sondern auch zu einer globa-
len Senkung von Schutzstan-
dards führen.

Als Gründungsmitglied 
kann Deutschland seinen Einfluss 
geltend machen und Erfahrung und 
Know-how einbringen, um hohe 
Standards sicher zu stellen.

Die Umwelt- und 
 Sozialstandards der AIIB
Die Umwelt- und Sozialstandards 
der AIIB wurden im Environmental 
and Social Framework Ende Februar 
2016 festgelegt und sollen 2019  – 
basierend auf den bis dahin gesam-
melten Erfahrungen – entsprechend 
angepasst werden.

Es verwundert nicht, dass sich 
viele der Umweltrichtlinien an den 
Weltbankstandards orientieren, 
stammt doch der Chefdesigner aus 
der Weltbank. Der Deutsche Bundes-
tag hat in einem Sachstandsbericht 
die Sozial- und Menschrechtsstan-
dards, die Beschwerdemechanis-
men und Transparenzvorschriften 
der Weltbank und der AIIB vergli-
chen. Auch verschiedene asiatische 
und europäische NGOs haben den 
Entwurf der ESF kommentiert und 
wurden teilweise in den Konsulta-
tionsprozess mit eingebunden.

Für die Prävention von Umwelt-
verschmutzung verweist das Rah-
menwerk der AIIB auf die von der 
Weltbank ausgearbeiteten Umwelt-, 
Gesundheits- und Sicherheitsricht-
linien (EHSGs) und garantiert deren 
Anwendung. In einigen Bereichen 
ist die neu gegründete Institution 
anderen Entwicklungsbanken vor-
aus und agiert bereits als progressi-
ver Normsetzer.

Wo besteht 
 Verbesserungsbedarf?
Das ESF der AIIB weist aber auch 
einige Defizite auf, insbesondere 
im Bereich des Arbeitnehmer- und 
Umweltschutzes.

Bei der Bewertung von Umwelt-
schutzmaßnahmen räumt sich die 
AIIB selbst einen großen Ermessen-
spielraum ein. So entscheidet die 
Bank aufgrund einer eigens aufge-
stellten Kosten-Nutzen-Analyse, ob 
der Nutzen einer Infrastrukturmaß-
nahme die Umweltkosten »substan-

tiell überwiegt« und damit durch-
geführt werden darf. Unklar dabei 
bleibt, wie die Bank Umweltschutz-
maßnahmen bewertet und die Kos-
ten-Nutzen-Analyse aufstellt. Folglich 
besteht die Möglichkeit einer willkür-
lichen Bewertung und einer Überbe-
wertung von ökonomischen Vorteilen 
zulasten des Umweltschutzes, was es 
Kreditnehmerländern ermöglichen 
könnte, Projekte ohne große Rück-
sicht auf die Umwelt durchzuführen.

Während die AIIB und Weltbank-
Standards beim Verbot von Zwangs-
arbeit nahezu deckungsgleich sind, 
bestehen Unterschiede beim Schutz 
der Arbeitnehmerrechte. Hier haben 
die Regeln der AIIB erheblichen 
Nachbesserungsbedarf. Im Gegen-
satz zu gegenwärtigen Weltbank-
standards bietet die AIIB Arbeitneh-
mern keinen Schutz vor repressiven 
nationalen Gesetzen, welche Arbeit-
nehmerorganisationen unterdrü-
cken oder Tarifverhandlungen 
unterbinden, sondern verpflichtet 

den lokalen Partner lediglich sich an 
nationale Vorschriften zu halten.

Ebenfalls defizitär ausgestaltet 
zeigt sich der Schutz vor Diskri-
minierung am Arbeitsplatz. Hier 
bleibt die chinesische Investitions-
bank sehr vage. Es besteht zwar 
ein Verbot von Diskriminierung 
und eine Verpflichtung zu Chan-
cengleichheit, gleicher und fairer 
Behandlung, die Finanzinstitution 
spezifiziert jedoch Praktiken der 
Diskriminierung. Darüber hinaus 
umfasst der Arbeitnehmerschutz 

der AIIB im Gegensatz zur Welt-
bank nur den privaten und nicht 
den öffentlichen Sektor.

Schwer ins Gewicht fällt, dass sich 
die AIIB in Bezug auf Kinderarbeit 
nicht den höchsten, bestehenden 
Standards unterwirft. Von den zwei, 
von der Internationalen Arbeitsorga-
nisation als grundlegend eingestuf-
ten Konventionen – der Minimum Age 
Convention und Worst Forms of Child 
Labour Convention – kommt lediglich 
erstere im Rahmenwerk der AIIB 
zum Einsatz. Konkret bedeutet dies, 
dass Kinderarbeit zwar verboten ist, 
eine Beschäftigung von mindestens 
16-jährigen im Rahmen der durchge-
führten Projekte jedoch erlaubt ist, 
wenn die »Gesundheit, Sicherheit und 
Moral« der Kinder dabei geschützt 

sind. Diese drei Kriterien stellen 
dabei einen unklaren und unzurei-
chenden Minimalschutz dar.

Die Weltbank stellt hingegen 
durch das Hinzuziehen weiterer 
Konventionen  – der Worst Forms of 
Child Labour Convention und der Uni-
ted Nations Convention on the Rights of 
the Child (UNCRC) – sicher, dass Kin-
der keinen als gefährlich eingestuf-
ten Tätigkeiten nachgehen dürfen, 
und konkretisiert, was darunter zu 
verstehen ist. Darüber hinaus legen 
die beiden zusätzlichen Konventio-

nen fest, dass weit über die Minimal-
kriterien der AIIB hinaus, zusätzlich 
auch die »Bildung« und die »physi-
sche sowie die mentale Gesundheit und 
die soziale Entwicklung von Kindern« 
geschützt sein müssen.

Die Bank in der Pflicht.  
Wer kontrolliert die Standards?
Ein weiteres Problem sind die unzu-
reichenden Kontrollmechanismen. 
Die Pflichten der Kreditnehmer 
zur Umsetzung und Kontrolle der 
Umwelt- und Sozialstandards wer-
den nur vage beschrieben und bie-
ten viele Schlupflöcher. Sie können 
zum Beispiel beantragen, dass natio-
nale Umwelt- und Sozialstandards 
anstelle der AIIB-Standards ange-
wendet werden, falls diese von der 

Bank als mindestens gleich-
wertig erachtet werden. Men-
schenrechtsorganisationen, 
wie die Inclusive Develop-
ment International, verweisen 
darauf, dass es im Operations-
gebiet der AIIB viele Länder 
mit zweifelhafter Rechtstaat-
lichkeit und schlechter Regie-
rungsführung gibt und war-
nen vor den Risiken einer 
Beschränkung auf nationale 
Schutzstandards für Mensch 
und Umwelt.

Auf der anderen Seite 
wird aber nicht klar, wie die 
AIIB die strenge Einhaltung 
von Umwelt- und Sozialstan-
dards garantieren will. Im 
derzeitigen Entwurf sind die 
»Kunden«, also die Kreditneh-
mer, für die Erarbeitung von 
Umwelt- und Sozialgutachten 
sowie für die Überwachung der 

Standards während der Projektim-
plementierung verantwortlich. Dies 
führt zu einer Informationsabhän-
gigkeit der AIIB gegenüber ihren 
Partnern. Zum jetzigen Zeitpunkt 
ist nicht ersichtlich, wie die AIIB 
die Maßnahmen der Kreditnehmer 
kontrollieren will. Mit Blick auf die 
Zukunft wird sich durch die konkrete 
Implementierung und Überwachung 
der Umwelt- und Sozialstandards der 
AIIB zeigen, wie grün und sauber die 
Bank tatsächlich ist.
 Alexander Domianus, Gabriel Weber

Deutsche Mitverantwortung

Die AIIB will Milliardensummen 
in große Infrastrukturprojekte 

investieren. Solche Vorhaben kön-
nen Lebensqualität verbessern. Sie 
haben oft aber auch eine dunkle 
Seite. Dazu gehören Zerstörung der 
Umwelt und Zwangsumsiedlun-
gen, wie bei großen Bergbau- und 
Staudammprojekten. Die Risiken 
dabei werden oft auf schutzlose 
Bevölkerungen abgewälzt. Wenn 
es an Transparenz fehlt, dienen 
solche Investitionen auch als Mag-
net für Korruption und unsaubere 
Geschäfte.

Die von der AIIB verabschiede-
ten Umwelt- und Sozialstandards 
ermöglichen den Entscheidungs-

trägern in den oftmals undemokra-
tischen Ländern, wo die Projekte 
gebaut werden sollen, weitgehen-
den Ermessungsspielraum. Der 
öffentliche Zugang zu Informatio-
nen zu den Projekten und ein effek-
tiver Beschwerdemechanismus, an 
den sich Betroffene richten können, 
sind fundamental, um dem mögli-
chen Missbrauch öffentlicher Gel-
der und sozialen und ökologischen 
Problemen entgegen zu wirken.

Die AIIB Mitgliedsstaaten müs-
sen in beiden Bereichen noch weg-
weisende Entscheidungen fällen. 
Die vorläufige Informationspolitik 
der AIIB will Projektinformation erst 
nach der Bewilligung von Projekten 
öffentlich machen. Das schließt 
eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
bei der Vorbereitung von Projek-
ten aus, obwohl sie gerade hier bei 
der Einschätzung von Umwelt- und 
Sozialrisiken eine bedeutende Rolle 
spielen muss.

Analog zu anderen multilatera-
len Banken ist auch ein Beschwer-
demechanismus vorgesehen. Aller-
dings soll er Teil einer Abteilung 
werden, die auch für Evaluierung, 
Monitoring und weitere Bereiche 
zuständig sein soll. Die internen 
Interessenkonflikte sind vorherseh-
bar. Wenn die Abteilung ein Projekt 
als gut evaluiert, wird sie kaum in 
der Lage sein, eine Beschwerde zum 
gleichen Projekt unabhängig zu 
begutachten.

Die Funktionsweise des 
Beschwerdemechanismus muss 
noch erarbeitet werden. Allerdings 
sind erste Andeutungen der Abtei-
lung, dass das Bestehen auf das Ein-
halten von Standards (compliance), 
ein westliches Konzept sei, das in 
Asien anders gehandhabt würde, 
wenig ermutigend. Angesichts der 
fehlenden demokratischen Rechte 
bei vielen der AIIB Kreditnehmer, 
muss ein effektiver Beschwerde-

mechanismus dafür sorgen kön-
nen, diejenigen, die Beschwerden 
einreichen, vor Repressalien zu 
schützen.

Die Umwelt- und Sozialstan-
dards der AIIB klammern bisher 
zentrale Bereiche aus, die in sepa-
raten Strategiepapieren behandelt 
werden sollen. Zunächst soll eine 
Strategie zum Energiesektor ent-
wickelt werden. Es ist begrüßens-
wert, dass es Dank der Intervention 
Deutschlands und anderer nicht-
regionaler Mitgliedsstaaten, einen 
öffentlichen Konsultationsprozess 
zu dieser Strategie geben soll. Es 
wird vor allem darum gehen, ob die 
AIIB fossile Energien, wie Kohle, 
sowie Atomkraft fördern wird.

China reduziert zwar Investitio-
nen in Kohleprojekte im eigenen 
Land, ist aber massiv an der Aus-
breitung solcher Großprojekte von 
Indonesien bis Pakistan beteiligt. 
Damit wird der erhöhte Ausstoß von 

Treibhausgasen dieser Länder über 
Jahrzehnte hinweg festgeschrieben. 
Die AIIB stellt sich als lean, clean 
and green dar. Ob sie sich tatsäch-
lich, was die Finanzierung von fos-
silen Energien angeht, von China, 
ihrem maßgebenden Anteilseigner, 
abgrenzen wird, steht offen.

Die nicht-regionalen AIIB Mit-
gliedstaaten tragen eine besondere 
Verantwortung für die Geschäfte 
der AIIB. Ihre Mitgliedschaft ver-
leiht Peking zum ersten Mal Glaub-
würdigkeit an der Spitze einer mul-
tilateralen Bank. Trotz vorhersehba-
rer Widerstände ist es ihre Aufgabe 
dafür zu sorgen, dass AIIB Investi-
tionen transparent, umweltfreund-
lich und sozialverträglich sind und 
nicht vornehmlich dem Export 
chinesischer Überkapazitäten und 
den geostrategischen Interessen 
Pekings dienen.

 
 Korinna Horta, Urgewald

Hintergrund informationen zur AIIB
Aktuell 57 Mitgliedsstaaten  
(37 regionale, 20 nicht-regionale).

Erste multilaterale Finanzinstitu-
tion mit chinesischem Vorsitz, an 
der sich westliche Länder betei-
ligen. Fast zeitgleich wurde die 
New Development Bank (NDB) 
unter Führung der BRICS-Länder 
gegründet. Weltbank und IWF: 
dominiert durch Stimmanteile der 
USA bzw. Europa.

Finanzielles Grundkapital: 
100  Mrd. US-Dollar (ca.  90  Mrd. 
Euro, Vergleich: IWF 280 Mrd. US-
Dollar).

Stimmanteile richten sich nach 
dem Anteil der Länder an der Bank. 
China hält als größter Anteilseig-
ner 26,1 % aller Stimmen. Deutsch-
land im Vergleich 4,5 % und ist 
größter, nicht regionaler Anteils-
eigner.
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Neue Seidenstraße: Das Tor zum Westen
Im äußersten Westen Chinas, in der chi-
nesischen Autonomen Region Xinjiang, 
entsteht derzeit in Horgos eines der 
bedeutendsten Infrastrukturprojekte 
der neuen Seidenstraße.

Die Stadt Horgos liegt an der 
Grenze zwischen Xinjiang und 

Kasachstan. Hier gab es schon zu 
Zeiten der historischen Seidenstraße 
einen Grenzübergang sowie in Zei-
ten, als die beiden kommunistischen 
Großmächte China und Sowjetunion 
noch miteinander auskamen, einen 
florierenden Handel. Jetzt soll der 
Grenzort in neuem Glanz erstrahlen 
und das Tor in den Westen wieder 
eröffnen. Vor einigen Jahren wurde 
Horgos hierzu der Stadtstatus ver-
liehen und mehr als drei Milliarden 
US-Dollar investiert ($3.25  Milliar-
den), um den Tourismus anzukurbeln 
und die Stadt zum internationalen 
Finanzdienstleistungs-, Handels- und 
Logistikknotenpunkt auszubauen.

Die Grenzstadt gilt als die wich-
tigste Transitstation für den Wirt-
schaftskorridor der neuen eura-
sischen Landbrücke, die ›neue 
Seidenstraße‹. Kasachstan und die 
Volksrepublik China haben Verträge 
über mehrere Milliarden Dollar abge-
schlossen, und vor einigen Monaten 
wurde Chinas erster ›Inlandshafen‹, 
›Khorgos-East Gate‹ fertiggestellt, 
der größte Güter-Umschlagsplatz 
der neuen Seidenstraße Chinas. Er 
umfasst 5,740 Hektar, einen Indust-
rie- und Innovationspark, Lagerhal-
len, Business-Center sowie mit dem 
Horgos International Border Coope-
ration Center Chinas erste Frei-
handelszone, in der Unternehmen 
Zollgebühren erlassen werden, die 
Steuersysteme vereinheitlicht sind 
und TouristInnen duty-free einkau-
fen können.

Dazu kommt eine Hochgeschwin-
digkeits-Zugverbindung. Bereits jetzt 
ist der Transport auf dem Landweg 
nach Europa erheblich kürzer gewor-
den: Ein Zug aus China benötigt 
heute bis Duisburg weniger als zwei 
Wochen – ein Viertel der Zeit, die der 
Seeweg beansprucht. Zurück fährt er 
gefüllt mit Luxusgütern aus Europa 
für Chinas wachsende Mittelschicht. 
Und die Zahl der Züge zwischen China 
und Europa nimmt zu: 2016 sollen es 
42.000 Container sein, 2011 waren es 
gerade einmal 2.000. ›Inlandshäfen‹ 
wie Khorgos Gate werden dabei immer 
wichtiger, weil keine direkten Zugver-
bindungen auf der Strecke existieren. 
Da die Spurbreiten der Schienen in 
China, Europa und der ehemaligen 
Sowjetunion unterschiedlich sind, 
muss die Fracht unterwegs mehrfach 
umgeladen werden.

Während in Horgos, auf der chi-
nesischen Seite, inzwischen eine 
Stadt mit 85.000  Einwohnern und 
ersten Hochhäusern entsteht, sich 
neue Unternehmen ansiedeln und 
Wohnblöcke und Einkaufszentren 
gebaut werden, herrscht auf der 
kasachischen Seite der Grenze noch 
gähnende Leere. Hier stellt sich die 
Frage, ob China mit dem neuen Kon-
zept »Yidai, Yilu«  – »One Belt- One 
Road«, tatsächlich die wirtschafts-
strategische Vision verfolgt, Länder 
und Menschen in Asien und Europa 
zusammen zu bringen oder ob es sich 
bei OBOR um ein Projekt ausschließ-
lich zum Vorteil Pekings handelt.

Die muslimischen Uiguren 
fürchten um ihre Heimat
Die größte Volksgruppe Xinjiangs, 
die Uiguren, sieht in der rasanten 
Entwicklung ihrer Heimat nicht nur 
Vorteile. In den vergangenen Jahr-
hunderten wurden mehrfach erfolg-
lose Versuche unternommen, die 
Unabhängigkeit von China zu errei-
chen. Die Uiguren haben eine eigen-
ständige kulturelle Identität, gehö-
ren zu den Turkvölkern, sind sunniti-
sche Muslime und haben eine eigene 

Sprache (Uigurisch). Es leben 8,4 Mil-
lionen Uiguren in China, fast alle von 
ihnen in Xinjiang. Die Ressentiments 
der Uiguren gegenüber den Chinesen 
wurden durch die gezielte Ansied-
lung von Han-Chinesen verstärkt 
und haben, wie Peter Irwin, Projekt-
koordinator des Weltkongresses der 
Uiguren, berichtet, separatistische 
Bewegungen in Gang gesetzt.

Der Konflikt fordert Opfer  
auf beiden Seiten
Von dem über Jahrzehnte andauern-
den Konflikt zwischen den muslimi-
schen Uiguren und den Han-Chine-
sen gibt es natürlich zwei Versionen. 
Peking verspricht, Xinjiang durch 
wirtschaftliche Anreizstrukturen 
zum Wohle aller zu entwickeln. Die 
Uiguren dagegen sind der Meinung, 
dass ihre rohstoffreiche Region von 
Peking ausgebeutet wird, denn das 
erwirtschaftete Geld aus dem luk-
rativen Geschäft durch die neue 
Seidenstraße kommt kaum bei den 
Uiguren an. Viel mehr profitieren 
die Chinesen aus dem Osten und die 
in Xinjiang angesiedelten Han-Chi-
nesen von diesem Aufschwung. Die 
Region Xinjiang ist reich an Erdöl, 

Erdgas, Kohle, Uran sowie Platin 
und China versucht alles, um diesen 
Reichtum für sich zu beanspruchen.

Die Entwicklung in Horgos 
und Xinjiang geht einher mit der 
Zuwanderung einer großen Zahl 
von Migranten aus anderen Teilen 
Chinas, während die Arbeitslosig-
keit unter den Uiguren zunimmt. 
Laut Ümit Hamit, Vizepräsident 
des Weltkongresses der Uiguren, 
der im Exil in München sitzt, sind 
rund 70  Prozent der Uiguren in 
China arbeitslos, 90  Prozent leben 
unterhalb des Existenzminimums. 
In der Region ist die Bevölkerung 
der Han-Chinesen auf mittlerweile 
20 Millionen gestiegen. Somit sind 
die Uiguren zur Minderheit im eige-
nen Land geworden.

Den großen Wellen der Urbani-
sierung und Modernisierung fallen 
auch die Kultur, die Sprache und tra-
ditionelle Wohnviertel der Uiguren 
zum Opfer. Es gibt sogar Versuche die 
Uiguren zu sinisieren. Hierzu gehört 
das Verbot von Kopftüchern, von 
Bärten, des Ramadans und des Rufs 
des Muezzins zum Gebet. So kam es 
in den vergangenen Jahren immer 
wieder zu Unruhen, Ausschreitun-
gen und Anschlägen, die zahlreiche 
Opfer auf beiden Seiten forderten. 
Was sich tatsächlich zuträgt, ist 
schwer zu überprüfen, da es kaum 
unabhängige Berichte in interna-
tionalen Medien über Xinjiang gibt. 
Die Berichte aus uigurischen Quellen 
und den chinesischen Staatsmedien 
über die Vorkommnisse und Opfer-
zahlen gehen weit auseinander.

OBOR als Garant  
für Harmonie im Land?
Die Hoffnungen auf neue Arbeits-
plätze für die uigurische Bevölke-
rung durch die OBOR-Initiative sind 
gering. Dies liegt vor allem an den 
bisherigen Erfahrungen. So gibt es 
immer wieder Auseinandersetzungen 
darüber, bei der Einstellung neuer 
Mitarbeiter in neu eröffneten Pro-
duktionsstandorten und Fertigungs-
anlagen eine bestimmte Quote von 
Uiguren zu berücksichtigen.Trotz des 
autonomen Status der Region sind 
die bedeutendsten Posten in den Ver-
waltungen mit Han-Chinesen besetzt. 
Laut Peter Irwin, Projektkoordinator 
des Weltkongresses, sind im Xinjian-
ger Aufbaukorps, welcher gegründet 
wurde, um die Grenzen zu festigen 
und die Wirtschaft anzukurbeln, 
2,7  Millionen Menschen eingestellt, 
davon sind jedoch nur 7 Prozent Uigu-
ren. Daher reagieren die Uiguren auf 
die neue Seidenstraße eher mit Skep-
sis. Viel wichtiger wäre ihnen, laut 
Ümit Hamit, die Umsetzung der per 
Gesetz garantierten Glaubensfreiheit 
(Interview mit Ümit Hamit, Vizepräsi-
dent des Weltkongresses der Uiguren, 
15.9.2016).

Pekings Entwicklungsstrategie 
trägt Früchte
Peking versucht seit 2000 gezielt, 
seine Jahrzehnte lang vernachlässig-
ten Gebiete im Westen zu fördern, 
um die ethnischen Spannungen 
und Konflikte zu beruhigen. Wirt-
schaftliche Anreizstrukturen und 
politischer Druck sorgen für die 
Ansiedlung von Unternehmen aus 
dem Osten des Landes, die für einen 
wirtschaftlichen Aufschwung der 
Region sorgen. Ausländische Inves-
titionen werden gefördert, Bauland 
freigegeben und der Marktzugang 
für bestimmte Industriezweige 
erleichtert. Es werden Arbeitsplätze 
geschaffen und soziale Sicherungs-
systeme ausgebaut. Bessere Bil-
dung, Jobs, Sozialleistungen und 
Infrastruktur ermöglichen auch 
für Uiguren Karrieren und Lebens-
verhältnisse, die noch vor Gene-
rationen undenkbar waren. Doch 
trotz zweistelliger jährlicher Steige-
rungsraten erreicht das verfügbare 
Einkommen nur 80 Prozent des Lan-
desdurchschnitts. Während urbane 
Zentren enorme Wachstumsraten 
aufweisen und der Lebensstandard 
für alle Bevölkerungsschichten, 
auch für die Uiguren, steigt, erhöht 
sich zugleich die Ungleichheit zwi-
schen städtischen und ländlichen 
Gebieten, so Connor Malloy, Experte 
für Xinjiang. 2010 veröffentlichte 
die Regierung in Peking zudem ihre 
neuen Entwicklungsstrategien: 
Unter anderem wird die zweispra-
chige Bildung im Land ausgebaut, 
um den turksprachigen Uiguren 

Anschluss an die wirtschaftlichen 
Entwicklung zu gewähren. Bis 2020 
sollen alle SchülerInnen Mandarin 
beherrschen. Uigurische Kritiker 
prangern an, dass solche Maß-
nahmen ihre Kultur und Sprache 
gefährden.

Dennoch scheint die Idee Pekings, 
eine wirtschaftliche und infrastruk-
turelle Entwicklung könne Unruhen 
verringern, einleuchtend. Ein Man-
tra das auch die westliche Entwick-
lungszusammenarbeit lange Jahre 
unermüdlich wiederholt hat. Peking 
ist bemüht die nationale Einheit zu 
stärken, und dabei auch die uiguri-
schen Minderheit einzubeziehen. Zu 
diesem Zwecke werden zum Beispiel 
muslimische Schulen wie das Isla-
mic Institute of China gegründet und 
uigurische Gelehrte gefördert, vor-
ausgesetzt sie haben keine separatis-
tischen Ambitionen. Es gibt Berichte 
über die Absicht, 200.000 Funktio-

näre, vor allem Han- Chinesen, für 
mehrere Monate in Xinjiang bei 
uigurischen Arbeitern und Bauern 
unterzubringen. Ihnen soll die uigu-
rische Kultur nähergebracht werden, 
um das Misstrauen zwischen den 
beiden Völkern zu verringern und 
die Gewaltspirale zu durchbrechen. 
Exilorganisationen wie der Weltkon-
gress der Uiguren, so Peking, würden 
hingegen dem Interesse an einem 
friedlichen Zusammenleben inner-
halb Chinas, das auf beiden Seiten 
bestehe, schaden.

Es bleibt abzuwarten, wie sich 
Xinjiang entwickelt und ob der 
andauernde Konflikt zwischen 
Uiguren und Peking durch die neue 
Seidenstraße und ihr »neues Dubai« 
(Follath 2016), das Khorgos East-
Gate, entschärft wird.
 
 Linda Kramer, Ramona Hägele, 
 Karte: Lydia Koslowski

Chinas Seidenstraßen-Initiative –  
Chancen oder Risiken für Südostasien?

Als die chinesische Regierung 
im Jahr 2003 ihre Strategie 

des »friedlichen Aufstiegs« ankün-
digte, sicherte sie ihren südost-
asiatischen Nachbarn zu, dass ihre 
Interessen nicht beeinträchtigt 
würden. Vielmehr werde ein wirt-
schaftlich noch stärker entwickel-
tes China besser in der Lage sein, 
die Länder in der Region zu unter-
stützen. Einem ähnlichen Argu-
mentationsmuster folgt Chinas 
OBOR-Initiative. Wie reagieren 
die Regierungen in Südostasien 
auf diese neue Initiative? Sehen sie 
eher die Chancen oder die Risiken?

Im Herbst 2013 stellten die 
höchsten chinesischen Regie-
rungsvertreter die Seidenstraßen-
Initiative auf dem ASEAN-China-
Gipfel in Brunei (Ministerpräsident 
Li Keqiang) und im indonesischen 
Parlament (Präsident Xi Jinping) 
vor. Beide warben für eine engere 
regionale Zusammenarbeit im Han-
del und beim Ausbau der Häfen-, 
Schienen- und Straßenverbindun-
gen. Die chinesische Regierung 
kündigte an, ihren neu gegründe-
ten Silk Road Fund und die neuen 
regionalen Investitionsbanken zur 
Finanzierung einzusetzen. Allein 
für den Ausbau der Häfen in Myan-
mar, Indonesien und Malaysia sind 
6,4 Mrd. USD vorgesehen.

Ökonomische Kooperation, 
ohne Sicherheitspartnerschaft?
Das Werben Chinas findet vor dem 
Hintergrund regionaler Konflikt-
potentiale statt. Die Konfrontation 
zwischen China, das Anspruch auf 
rund 80  Prozent des Südchinesi-
schen Meeres erhebt, verstärkte 
sich vor allem mit den Philippi-
nen und Vietnam. Diese führte 
dazu, dass lediglich 19 Prozent der 
Vietnamesen ein positives China-
bild haben (2015, PEW Research) 
Doch sowohl die Philippinen als 
auch Vietnam sind inzwischen zu 
Zugeständnissen bereit. So veröf-
fentlichten China und Vietnam im 
September anlässlich des Besuchs 
des vietnamesischen Ministerpräsi-

denten in China ein Kommuniqué, 
in dem beide Seiten den Willen zur 
friedlichen Beilegung von Differen-
zen im Südchinesischen Meer beto-
nen. Auch der neue philippinische 
Präsident Duterte zeigte Anfang 
September die Bereitschaft zu 
einem Versöhnungskurs mit China.

Südostasiens Wirtschaft  
im Windschatten Chinas
Der Handel zwischen China und 
den südostasiatischen Ländern hat 
sich zwar schnell entwickelt, doch 
hat China stärker davon profitiert 
als die meisten ASEAN-Staaten. 
Vietnams Ausfuhren nach China 
stiegen beispielsweise seit 2010 um 
mehr als 20 % pro Jahr, gleichzeitig 
verdoppelte sich Vietnams Defizit 
im Handel mit China. Die Konkur-
renz mit chinesischen Industrie-
produkten ist enorm groß. Auch 
die Abhängigkeit von chinesi-
schen Schlüsselkomponenten und 
Industriegütern für die verarbei-
tende Industrie Vietnams hat wei-
ter zugenommen. Gleichzeitig ist 
China für Vietnam der wichtigste 
Absatzmarkt für Reis, Holz, Rohöl 
und andere Rohstoffe geblieben. 
Der Ausbau der Infrastruktur im 
Rahmen der OBOR-Initiative bietet 
Vietnam die Chance, Handel und 
Investitionen auszuweiten. Die 
vietnamesische Regierung betont 
stets ihre Unabhängigkeit von 
China, doch zwingt das enorme 
militärische und wirtschaftliche 
Übergewicht des Nachbars Viet-
nam zu Kompromissen. Mit dem 
Zugeständnis der chinesischen 
Seite, Differenzen bei der Erschlie-
ßung des Südchinesischen Meeres 
friedlich beizulegen, hat auch die 
Bereitschaft Vietnams zugenom-
men, sich der OBOR-Strategie 
anzuschließen.

 Margot Schüller, Tam Nguyen

Der Konflikt, zwischen dem von Traditionen geprägten Leben der muslimischen 
Uiguren und der Modernität aus Chinas Osten, ist in Urumqi auch im Alltag sichtbar.

Das Tor zum Westen der Neuen Seidenstraße, Khorgos-East Gate, soll die Unruhe-
region Xinjiang wirtschaftlich voranbringen.
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Seidenstraßen, Perlenschnüre und ein Tunnel durch den Everest –  
Chinas neue Wirtschaftskorridore

Hohe Erwartungen  
und Skepsis
Seit 2013 werden die meisten der 
neuen Großprojekte sowohl im chi-
nesischen Inland wie auch in der 
erweiterten Nachbarschaft unter 
dem Schirmkonzept der »One Belt, 
One Road« (OBOR) zusammenge-
fasst. Mit zum gegenwärtigen Zeit-
punkt etwa 65 beteiligten Staaten 
mit einer Gesamtbevölkerung von 
4,4 Milliarden Menschen, etwa 55 % 
des Welt-Bruttosozialprodukts und 
75 % der bekannten fossilen Energie-
reserven handelt es sich bei OBOR 
um ein riesiges Infrastrukturprojekt. 
Und sicherlich ist OBOR zunächst 
einmal genau das: Ein Rahmen für 
die breitgefächerte Vielfalt verschie-
denster Projekte zwischen China 
und Westeuropa, die Infrastruktur in 
Ost- und Zentralasien schaffen sol-
len – grenzüberschreitende Straßen, 
Eisenbahnlinien, Pipelines, Glasfa-
serkabel, künstliche Wasserstraßen.

Durch die verbesserte Anbindung 
der wirtschaftlich schwachen zentral- 
und westchinesischen Provinzen an 
den Rest Chinas und an neue Märkte 
im Ausland will die Regierung die 
Wanderung von arbeitsintensiven 
Industriesektoren von der Küste ins 
Landesinnere anregen. Eine ausge-
baute Transportinfrastruktur und 
verbesserte wirtschaftspolitische 
Bedingungen für den internationa-
len Handel in der Region sollen dar-
über hinaus in den Nachbarländern 
neue Absatzmärkte für die weiterhin 
exportorientierte chinesische Indus-
trie schaffen. Die chinesische Regie-
rung und Presse werden nicht müde, 

den offenen, kooperativen und 
zwanglosen Charakter von OBOR zu 
betonen und sich gegen Vergleiche 
mit dem US-amerikanischen Mar-
shall Plan zu verwahren.

Neue Wirtschaftskorridore
Die chinesische Wirtschaft ist hoch-
gradig abhängig von Energie- und 
Rohstoffzulieferungen. Etwa 60  bis 
80 % der chinesischen Öl- und 
Flüssig gasimporte erfolgen auf dem 
Seeweg  – ein Großteil davon durch 
die Straße von Malakka. Die Straße 

von Malakka zwischen der Malaii-
schen Halbinsel und der Nordküste 
der Insel Sumatra verbindet den 
Indischen Ozean mit dem Südchine-
sischen Meer und dem Pazifik. China 
ist zwingend auf die Passierbarkeit 
dieser Meerenge angewiesen, kann 
sie jedoch nicht direkt kontrollieren. 
Im Konfliktfall, so die chinesischen 
Befürchtungen, könnten die USA 
und ihre Verbündeten diese See-
straße leicht blockieren und China 
von einer seiner wichtigsten wirt-
schaftlichen Lebensadern abschnei-

den. OBOR wird damit zu einem Bau-
stein, durch den diese systemische 
Verwundbarkeit minimiert werden 
soll. Kürzere und sicherere Transport -
routen senken zudem die Transport-
kosten: China sucht den Anschluß an 
den Indischen Ozean – nicht zuletzt 
über den pakistanischen Tiefwasser-
hafen Gwadar, der seit 2015 an China 
verpachtet ist und durch die chinesi-
sche staatseigene Firma China Over-
seas Port Holding Company (COPHC) 
betrieben wird. Eine direkte Pipeline 
oder eine Güterzugverbindung zwi-

schen Gwadar und der chinesischen 
Stadt Kashgar in der Provinz Xinjiang 
könnte die Transportdistanz für Öl 
aus dem Nahen Osten von 12.000 km 
auf unter 2.400 km verringern.

Gefürchtete Perlenkette
Neben den 4 neuen Korridoren wur-
den der China-Pakistan Korridor, zu 
dem auch der Hafen von Gwadar 
gehört, und der Bangladesch-China-
Indien-Myanmar Korridor  in Teilen 
schon realisiert. 

Nach dem Erdbeben in Nepal 2015 
wurde ein weiterer Korridor zu OBOR 
hinzugefügt, der Indien-Nepal-
China Korridor, nach ersten Plänen 
bestehend aus neuen Straßen und 
Schienenverbindungen zwischen 
den drei Staaten. Nepal ist eines von 
mehreren Südasiatischen Ländern, 
in denen Indien und China um Ein-
fluss wetteifern. Unter der Regierung 
des nepalesischen Premierministers 
Khadga Prasad Oli unterzeichneten 
Nepal und China einen Deal, der 
die Verlängerung von Chinas Tibet-
Bahnlinie bis Kathmandu in Nepal 
erlaubt. Die spektakulärste Idee ist 
der Bau eines Eisenbahntunnels 
durch den Mount Everest (Saigl Das-
gupta 2015). Darüber hinaus enthält 
das Abkommen langfristige Verein-
barungen über Erdölimporte und die 
Schaffung von Sonderwirtschafts-
zonen für chinesische Firmen  – 
zum Missfallen Indiens. Aus indi-
scher Sicht wäre Nepal eine weitere 
»Perle« auf einer Kette chinesischer 
Projekte  – nicht nur im Rahmen 
der Land- und Seewege der neuen 
Seidenstraße, mit der China seine 
eigene Einflusssphäre auszuweiten 
und seinen südwestlichen Konkur-
renten einzukreisen versucht.

 Julia Fleck, Tanja Walter, Thilo Vogt

Die maritime Seidenstraße und die chinesische Außen- und Sicherheitspolitik

Die chinesische Regierung 
arbeitet mit Hochdruck an 

der Umsetzung ihrer Pläne zum 
Auf- und Ausbau der maritimen 
Seidenstraße, die für die aufstre-
bende Exportnation von besonde-
rer Bedeutung ist. Doch die aktive 
Präsenz Chinas im Südchinesischen 
Meer erhöht auch das Konfliktpo-
tential in der Region. Die Philippi-
nen wandten sich schließlich an 
den Ständigen Schiedsgerichtshof 
in Den Haag.

Dieser veröffentlichte am 12. Juli 
2016 sein Urteil zum Inselstreit 
im Südchinesischen Meer. In sei-
ner Urteilsbegründung kommt der 
Gerichtshof zu dem Ergebnis, dass 
eine exklusive Nutzung der von 
China beanspruchten Riffe und 
Territorien, vor allem der Spratly- 
Inseln, historisch nicht nachweisbar 
und begründbar sei. Der Anspruch 

über die betroffenen Gebiete wurde 
damit eindeutig der klagenden 
Partei, den Philippinen, zugespro-
chen. Die chinesische Führung 
betonte bereits vor der Urteilsver-
kündung mehrfach, dass sie den 
Schiedsspruch keinesfalls akzep-
tieren werde. China demonstriert 
seinen Machtanspruch im Südchi-
nesischen Meer durch immer neue 
Militärmanöver. Zukünftig soll die 
Luftwaffe regelmäßige Patrouillen 
fliegen. Auch werde China den Bau 
von Einrichtungen auf den Spratly-
Inseln »niemals mittendrin stop-
pen«, betonte Chinas Marinechef 
Admiral Wu Shengli.

Die Beziehungen zwischen 
China und den Staaten der Region 
Südostasien sind durch ungelöste 
historische Konflikte und geo-
strategische Konkurrenz belastet. 
Die angestrebte Kooperation und 

engere Entwicklungszusammen-
arbeit im Rahmen der maritimen 
Seidenstraßen-Initiative sollen 
das belastete Vertrauensverhältnis 
nachhaltig verbessern. Ob der Aus-
bau der Wirtschaftskooperation zur 
Entspannung des territorialen Kon-
flikts im Südchinesischen Meer bei-
tragen wird, ist jedoch fraglich. Dem 
entgegen steht die Perzeption einer 
Neuausrichtung der chinesischen 
Außen- und Sicherheitspolitik, 
die von den kleineren Staaten der 
Region als zunehmend »assertiv«-
expansionistisch eingestuft wird.

Die VR China wiederum sieht 
sich ihrerseits eingekreist und mit 
einer Neugestaltung ihres sicher-
heitspolitischen Umfeldes in der 
Region konfrontiert. In der 2015 
vorgelegten Militärstrategie wer-
den drei Sicherheitsdilemmata 
besonders hervorgehoben: Die 

zunehmenden Spannungen auf der 
koreanischen Halbinsel, die japa-
nisch-amerikanische Kooperation 
und die »illegale Besatzung chi-
nesischer Riffe und Inseln« durch 
andere Staaten der Region. China 
reagiert auf diese »neuen« Heraus-
forderungen mit einem gezielten 
Ausbau der Marine, deren Aktions-
radius offiziell ausgeweitet worden 
ist und sich nicht länger allein auf 
die chinesischen Hoheitsgewässer 
beschränkt. China hat mit dem Bau 
eigener Flugzeugträger begonnen.

Insbesondere seit der Macht-
übernahme Xi Jinpings im Jahr 
2012/2013 tritt die VR China außen-
politisch sehr viel selbstbewusster 
auf. Das Konzept des »Chinesischen 
Traums« sieht vor, das Land wieder 
als Großmacht aufzustellen. Die-
sen Status hatte China, so die offi-
zielle Geschichtsschreibung der VR 

China, im Zuge der Opiumkriege 
(1839–1842) eingebüßt.

Die Grundzüge der »Neuen Sei-
denstraße« sind bereits lange vor 
dem innerchinesischen Machtwech-
sel konzipiert worden. Nun fügt es 
sich nahezu nahtlos in die Neufas-
sung der chinesischen Außen- und 
Sicherheitspolitik ein. Begleitet 
wird die Implementierung der chi-
nesischen »Neuen Seidenstraße« 
durch den gezielten Ausbau der 
chinesischen Soft Power. Die chine-
sische Regierung vollzieht hierbei 
einen durchaus gewagten Balance-
akt zwischen vertrauensbildenden 
Maßnahmen und regionaler Koope-
ration auf der einen Seite und der 
militärischen Aufrüstung, die die 
Gefahr einer neuen Rüstungsspirale 
birgt, auf der anderen Seite.
 
 Nina Voß, Marco Cox
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